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Donnerſtag, den 7. Januar. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis bier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe No. 5. 
— auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalter 


Ben; — ͤ—— 


Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Jiger Damp 


% 


1864. 
35fter Jahrgang. 
Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 


werden bis Mittags 12 uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeyer'sCentr.⸗Ztgs.⸗ u. Ann onc.⸗Bür. 
In Leipzig: Illgen & Fort. 

In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 

In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


Staats : Lotterie. 


Ziehung lan, 6. Jan. Bei der heute angefangenen 
Jlehung der 1. Klaſſe 129. Königlicher Klaſſen » Lotterie 
Genet Haupigewinn von 5000 Thlr. auf Nr. 59,571. 
zu 120 m. von 3000 Thlr. auf Nr. 49,532. 3 Gewinne 

Geng Thlr. fielen auf Nr. 32,362. 34,264 u. 66,317. 
2 Geuwinn von 500 Tolr. fiel auf Ar. 87,127 und 
cwinne zu 100 Thlr. fielen auf Nr. 21,795 u. 81,926. 


Telegraphiſche Depeſchen. 


Die f Hamburg, Mittwoch 6. Januar. 8 
wied elegraphiſche Verbindung mit dem Norden iſt 
8 er hergeſtellt. — Wie die bier eingetroffene 
d erlingſche Zeitung“ aus Kopenhagen meldet, ſind 
1 bier eingeübten Reſerveregimenter aus den Jahren 
1 54 und 55, ſowie die freigelooſte Infanterie 
en den Jahren 1860 und 1861 auf Mitte Januar 
witerufen worden. — Nach dem „Fädrelandet“ 
ird Quaade Director der auswärtigen Angelegenheiten. 
Teleg Man iſt hier mit Errichtung einer holſteinſchen 
egraphenſtation beſchäftigt. 
AL ach Berichten aus Kopenhagen 
Sure Carl von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗ 
= 7 sburg, Bruder des Königs Chriſtian von Däne⸗ 
ark, dieſem in aller Form als König von Dänemark 
Dem erzog von Schleswig und Holſtein huldigen. 
verlie erdeg Carl iſt das Prädikat „Königliche Hoheit“ 
a 9 8 worden. Nach der Flensb. Zeitung“ iſt 
45 andvoigt v. Krogh zum Miniſter für Schleswig 
auut worden und bereits nach Kopenhagen abgereiſt. 
Eine N. Warſch au. Mittwoch 6. Januar. 
das b egierungsverfügung verhängt Sequeſter über 
— au ndliche und unbewegliche Vermögen der an 
Fler ufſtande theilnehmenden Perſonen. Dem höheren 
— us iſt zu der bisherigen Kontribution eine neue 
fgelegt worden, nämlich den Biſchöfen und Bis⸗ 
verweſern von 18, den Kanonicis von 6 Prozent. 
Die Preußiſche Propinzial⸗Verſammlung 
Kir zu Gunften Schleswig⸗Halſteins 
ei ief in derjenigen würdevollen und ruhigen Weiſe, 
m es der heiligen Sache, welcher ſie galt, ange⸗ 
ſſen war. 
für Ban aus unſerer Seele war es geſprochen, daß 
ku Freiheit Schleswig ⸗Holſteins jeder Deutſche 
die kleinlich Kräften Geld ſteuern muß und daß die 
brächten ei Entſchuldigung, wir Küſtenbewohner 
Einbußen pin im Falle eines Krieges durch materielle 
Mit denlärgliche Opfer, keine Berechtigung verdiene. 
Reſolutio = Endzwecke der beiden angenommenen 
Site ak find wir deshalb einverftanden; einzelne 
Kai de der Reſolutionen konnten nach 
Weber en, welche wir in dieſen Blättern 
Wir h A nicht unſern Beifall haben. 
* 4 die Schleswig- Holſteinſche Frage, 
ä oſters hervorgehoben, als eine rein 
nale, die über den Parteien ſteht. So hoch 
muß dieſe Sache ſtehen, daß unter dem ſchwarz⸗ 
roth⸗goldnen Banner, welches ſie ſchirmt, der Fürſt 
der Demokrat und der Kreuzzeitungs mann ſich brüder⸗ 
lich die Hand drücken können. Die alten Partei⸗ 
Unterſchiede ſollen vergeſſen ſein. 
Dieſen der Größe der Sache angemeſſenen Stand⸗ 
punkt können wir aber nur erreichen, wenn wir — 
5 es nach rechts oder links — auch nicht ein Haar 
best von dem legalen Wege abweichen, denn ſonſt 
tei chwören wir das Mißtrauen der Fürſten und Par⸗ 
en herauf und vexurſachen Zwieſpalt. Aus dieſem 
runde billigen wir es nicht, daß die Reſolution 


ſoll der 


Verwaltung. 


das Recht des Auguſtenburgers auf Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteins Regierung als Thatſache ausſpricht, ſo ſehr 
wir wünſchen, daß es dazu kommen möge. Die 
Verfügung hierüber ſteht geſetzmäßig allein dem 
Bundestage und den Schleswig⸗Holſteinſchen Ständen 
zu. Wenn wir Deutſchen einig werden wollen, ſo 
müſſen wir lernen, uns unterordnen. Der Bund iſt 
die einzige beſtehende Centralgewalt, und feinen Be⸗ 
ſchlüſſen darf nicht vorgegriffen werden. 

Aus gleichen legalen Gründen ſprechen wir der 
Frankfurter Verſammlung das Recht ab, ſich als 
Vertreter der Deutſchen Nation zu geriren. Das 
war dieſe Verſammlung keineswegs, ſondern ſie 
beſtand in ihrer Majorität aus Elementen, die in 
politiſcher Beziehung einen einſeitigen Standpunkt 
einnehmen. Ein Central-Comité, welches eine rein 
Deutſche Sache leitet, muß aber aus Männern aller 
Parteien zuſammengeſetzt ſein. 

Sehnſüchtigſt erwarten wir den Beſchluß des 
Bundes, daß der Herzog von Auguſtenburg der be⸗ 
rechtigte Thronfolger in Schleswig⸗Holſtein fei. 
Einem ſolchen Beſchluſſe muß und wird ſich 
Preußen unterordnen, denn ſonſt verſtehen wir den 
Paſſus in der Adreßantwort nicht, welcher ſo lautet: 
Die Vollziehung des Bundes beſchluſſes 
iſt ein dem Staate rechtlich und vertrags⸗ 
mäßig obliegende Pflicht. Sollten, was Gott 
verhüte, Deutſche Regierungen den Bundesbeſchluß 
trotzdem nicht achten, ſo ſind ſie es, welche den 
legalen Weg verlaſſen, und nicht das Deutſche Volk. 
Das Deutſche Volk hat dann die Pflicht für den 
Herzog einzutreten im Intereſſe der Legalität. Es 
muß dann dem Herzog die Mittel ſchaffen, daß er 
fein ihm vom Bundestage zuerkanntes Recht aus⸗ 
üben kann. 

Wer nun fürchtet, daß es zu ſolchen Zer⸗ 
würfniſſen zwiſchen Regierungen und Volk kommen 
kann, deſſen Pflicht iſt es, ſofort dem Herzoge von 
Auguſtenburg die Mittel zu gewähren, daß er für 
dieſe Eventualität gerüſtet iſt. 

Wir unſrerſeits ſind nicht ſo peſſimiſtiſch ge⸗ 
ſonnen. Wenn wir trotzdem an Alle die Aufforderung 
ergehen laſſen, ſich an der Anleihe des Herzogs ſchon 
jetzt zu betheiligen, ſo thun wir das, weil kein Zweifel 
mehr vorhanden iſt, daß der Bundestag den Herzog 
anerkennen wird, weil wir zu ihm das Zutrauen 
haben, daß er die Gelder zu keinem illegalen Zwecke 
ausgeben wird und weil jede Regierung beim Antritt 
bedeutender Mittel bedarf. Nicht als Fürſten von 
Schleswig ⸗Holſtein, denn dazu können ihn nur der 
Bundestag und die Nordalbingiſchen Stände erwählen, 
geben wir dem Herzog von Auguſtenburg das Geld, 
ſondern als Prätendenten, der unſere vollen Sympa⸗ 
thien für ſich hat und von deſſen Regierungsantritt 
die Befreiung Schleswig » Holfteins aus Däniſcher 
Knechtſchaft datiren wird. — b — 


S andtag. 
Haus der Abgeordneten. 
23. Sitzung, Dienſtag, den 5. Januar. 

Der Präſident eröffnet die Sitzung mit einigen 
Mittheilungen geſchäftlichen Inhalts. Dann triti das 
Haus in die Tagesordnung, die Berathung des Berichts 
der Budget⸗Commiſſion über den Etat der Marine 


Wort zur General-⸗Diskuſſion der 3 
Abg. Harkort: Der Bericht, heiße es, ſei dürftig 
ausgefallen, aber die Regierung habe der Commiſſion 
nicht das genügende Material vorgelegt. Zu bedauern 
ſel es, daß die Marine⸗Verwaltung ſich in den Händen 
des Kriegsminiſters, eines Infanterie-Generals befinde 


beigeführt habe. 


tiſchen Räthen geſucht werde. 


Referent iſt Abg. Kerſt. Es erhält das 


und nicht in denjenigen eines techniſch gebildeten Marine⸗ 
offiziers, dies ſei die Veranlaſſung, daß unſere Marine 
ſich noch in der Kindheit befinde. Der Verwaltungs- 
apparat fei zu umfangreich, es ſei ein Rieſe und unfero 
Marine ein Kind. Ihr fehlten Schiffe, Offiziere und 
Mannſchaften und ein Hafen zum Schutz. Das komme 
aber Alles daher, weil die Militair⸗Verwaltung fo viele 
Mittel abſorbire, daß für die Marine nichts übrig bleibe. 
Man könne die Handelsſchiffe zur Ausbildung der Schiffs⸗ 
jungen benutzen, um tüchtige Matroſen aus ihnen zu 
machen. 

Wege und Marineminiſter v. Roon: Es mag 
ein dankbares und undankbares Geſchäft fein, den An⸗ 
griffen zu begegnen, die ſo eben von der Tribüne aus 
gegen die Marineverwaltung erhoben ſind. Ich muß 
meine Pflicht thun und muß den Ungrund vieler der 
aufgeſtellten Behauptungen darzuthun verſuchen, und ich 
glaube, das wird in mancher Beziehung nicht ſchwer 
fallen. Der Abgeordnete habe zunächſt von einem Mangel 
an Material geſprochen, welches der Kommiſſion verge- 
legen habe. Er glaube, daß die Regierung jederzeit das 
Material, über welches ſie ſelbſt verfüge, bereitwillig zu 
Gebote geſtellt habe. Material vorzulegen, welches die 


Marine-Berwaltung ſelbſt noch nicht feſtgeſtellt habe, 


das würde unthunlich geweſen ſein. Wenn ferner von 
dem Redner eine Anklage erhoben worden, bie ſelbſt durch 
tendenziöſe Artikel in der Preſſe und durch tendenzlöſe 
Pampßhlete im Publikum verbreitet worden ſei, fo werde 


es ihm ſchwer darauf zu antworten, weil es ſeine Perſon 


betreffe. Daß der Kriegsminiſter an der Spitze der Marine⸗ 
verwaltung ſtehe, ſei eine Thatſache, welche er nicht her 
Er habe allerdings mit feiner Verwal. 
tung des Kriegsminiſteriums vollauf zu thun und es 


gehöre ein großer Grad von Selbſtüberwindung und 


Thatkraft dazu, um das ſchwierige Reſſort der Marine; 
verwaltung mit zu verſehen. Das ſei um ſo ſchwieriger, 


als eine Menge von organiſchen Beſtimmungen zu treffen 


ſeien, welche unerläßlich erſcheinen. Wenn in Bezug auf 


den Organismus noch nicht ſo viel gethan ſei, wie es 


wünſchenswerth wäre, ſo ſei das nicht die Schuld des 
Kriegsminiſters. Den Vorwurf, daß die Verwaltung 
der Marine bei den vielen Sorgen des Kriegsminiſters 
von ſeiner Seite eine ſtiefmütterliche Behandlung erleide, 
müſſe er zurückweiſen. Er habe ein warmes Herz für 
die Sache; daß er nautiſche Kenntniſſe nicht beſitze, ſei 
kein Einwand, der für ſeine Befähigung zur Verwaltung 
der Marine durchſchlagend wäre. Es komme darauf an, 
daß die Verwaltung eine ſachgemäße ſei und daß in den⸗ 


jenigen Branchen der Verwaltung, wo der Spitze die 


techniſche Kenntniß fehle, der Rath dei vorzüglichen praf- 
Es ſei nicht richtig, daß 
die Behandlung der Marine eine ſtiefmütterliche ſei, weil 
die Militairverwaltung ſo große Mittel in Anſpruch nehme. 


Er berufe ſich auf die Verhandlungen des Hauſes im 


Jahre 1862; damals ſeien mit vieler Mühe 200,000 Thlr. 
dewilligt worden den vielen Forderungen der Marine⸗ 
verwaltung gegenüber, welche unberückſichtigt blieben. 
Dieſe karge Bemeſſung der Mittel ſei nach feiner Auffaſ⸗ 
jung der Hauptgrund, warum viele Mängel, welche der 
Abgeordnete gerügt habe, noch nicht abgeſtellt ſeien. 
Erwidern aber müſſe er demſelben, daß wir allerdings 
ein Marine⸗Komité unter dem Namen des „Admiralitäts⸗ 
raths“ beſitzen, zur Berathung rein techniſcher Fragen. 
Wenn der Redner auf das Unzuträgliche hingewieſen 
habe, daß ein Infanterie⸗General die Ditektion erhalten 
habe, ſo ſei ein ſolcher Vorwurf nicht berechtigt, ſo lange 
die Verwaltung der Sache entſpreche. Der Herr Abgeord- 
ne babe ferner dend, der Verwaltungsapparat ſei 

oſſal gegenüber dem Flotten⸗Material; er ſagte, die 
Verwaltung ſei ein Rieſe und die Marine ein Kind. 
Wenn ein Kind groß gezogen werden ſolle, bedürfe es der 
Pflege und Belehrung. Daß der Zuſchnitt der Marine 
nicht in den Dimenſionen bleiben könne, welche ſte bis 
her habe, darin ſei die Verwaltung mit der Landesver⸗ 
tretung einverſtanden; es habe bisher nur an den Mitteln 
gefehlt, um eine größere Flotte zu ſchaffen. Es handle 
ſich dabei aber nicht blos um einen vermehrten Schiffs. 
bau, ſondern auch um die Beſchaffung der nöthigen 
Mannſchaften. Wenn gegenwärtig bei der beabſichtigten 
Indienſtſtellung der Marine es an Mannſchaften, fehle, 
ſo ſei das nicht Schuld der Regierung, ſondern erje· 
nigen, die bisher die Vermehrung des Flottenperſonals 
ſtandhaft verweigert hätten. Der Mangel an Kriegs- 
hafen ſei allerdings ein begründeter Uebelſtand. Auch er 


* 


bedauere denſelben. Die Anlegung eines ſolchen Hafens 
ſei eine ſehr koſtſplelige Angelegendeit, welche reiflich er- 


wogen werden müſſe. Dieſe Erwägungen ſeien zu einem 


Abſchluſſe gelangt und würden demnächſt auch zur Kennt⸗ 
niß der Landesvertretung gebracht werden. Der Hafen 
von Swinemünde biete vorläufig eine Sicherheit für die 
Flotte. Eine fernere Bemerkung des Redners anlangend, 
möge es a Schiffsjungen auf Handelsſchiffe 
u geben und ein Geſetz zu erlaſſen, welches Handels- 

schiffe verpflichte, Schifföjungen an Bord zu nehmen. 
Allein das Schiffsjungen⸗Inſtitut habe den Zweck, Unter ⸗ 
offiziere zu erziehen, und dazu ſei mehr erforderlich, als 
die Ueberweiſung der Schiffsjungen an die Handelsmarine. 
Ich acceptiere alles das, was er geſagt hat in Bezug 

auf die beſſere Stellung der Officiere, ſowie in Bezug 
auf ihre veſſere Beförderung und ihre beſſere Bezahlung. 
Sie wiſſen aber, daß das keineswegs von der Verwal» 
tung allein abhängt. Eine Vermehrung der Officie re 
iſt verſchiedentlich beantragt und abgelehnt worden; die 
beſſere Bezahlung iſt bisher nur in einzelnen Fällen be⸗ 
gehrt und in dieſen einzelnen Fällen iſt dem Begehren 
auch nicht die entſprechende Folge gegeben worden. Ich 
muß alles Uebrige, was an allgemeinen Anſchuldigungen 
in Bezug auf die Marine⸗Verwaltung von dem Herrn 


Vorredner vorgebracht iſt, als nicht fubitanziirt betrach⸗ 


ten und enthalte mich daher darüber weiterer Aus⸗ 
laffungen. 

Abg. Stavenhagen beſtreitet, daß das Haus eine 
Vermehrung der Seeofficiere und Unterofficiere abge . 
lehnt habe. Das Haus habe Alles mit Freuden zuge⸗ 
ſtanden, was die Regierung in dieſer Beziehung gefor- 
dert habe. 

Kriegsminiſter von Roon. Auch in dieſem Jahre 
habe die Kommiſſion die Verwendung eines Marine- 
Offieiers als Korvetten» Kapitän bei der Ober-Werft⸗ 
Direction abgelehnt. Das involvire allerdings eine Ver⸗ 
minderung der Materials. 

Referent Abg. Kerſt. Die Vorlage ſei im vorigen 
Jahre aus ganz anderen Gründen abgelehnt. Man 
habe die Vorlage eines Gründungsplanes der Marine 
verlangt. Derſelbe ſei von Jahr zu Jahr von der Re 

ierung verſprochen, aber noch nicht vorgelegt. Die 
afung der Marine befinde ſich zum großen 
Theil in den Händen von Infanterie » Officieren, 
und das ſei im Intereſſe der Verwaltung nicht wün⸗ 
ſchenswerth. 

Der Regierungskommiſſar. Die Verwaltungs- 
Officiere ſeien nicht Infanterie⸗, ſondern Artillerie⸗Offi⸗ 
ciere und ſchon längere Zeit in der Marine thätig. 
Man habe die betreffenden Stellen noch nicht mit 
Marine⸗Officieren beſetzen können, weil dieſelben noch 
nicht in genügender Anzahl vorhanden ſeien. Später 
werde auch dies geſchehen. Dann wird der erſte An⸗ 
trag der Kommiſſion: gegen die Regierung die Erwar⸗ 
tung auszusprechen, daß zugleich mit dem Etat von 1865 
ein Gründungsplan der Flotte vorgelegt werde, mit ſehr 
großer Majorität angenommen. Das gleiche geſchieht 
mit den nächſtfolgenden Anträgen. — In Betreff des 
Antrages Nr. 4 der Kommiſſion: von dem Einkommen 
des Departements⸗Oirektors 400 Thlr. abzuſetzen und 
daſſelbe auf 4000 Thlr. feſtzuſetzen, bemerkt der 

Kriegsminiſter von Roon: Die Regierung könne 
ſich mit der Abſetzung nicht einverſtanden erklären, halte 
vielmehr die Fortzahlung des Gehaltes für nothwendig, 


und für eine Ungerechtigkeit, wenn fie dem Antrage zu⸗ 
Ein jeder, welcher für eine militäriſche 


ſtimmen wolle. 
Organiſation der Marine ſei, müſſe für Bewilligung 
dieſer Summe ſtimmen. 

Abg. Harckort: Es verlange Niemand 
militäriſche Verwaltung der Marine. Gerade 


eine 
dieſe 


militäriſche Verwaltung trage die Schuld daran, daß 
die Matroſen den preußiſchen Marine » Dienft ver⸗ 


meiden. 

Kriegs⸗Miniſter von Roon: Dieſer Grundſatz 
ſtehe in Widerſpruch mit den Grundſätzen aller 
deer welche eine größere Marine Verwaltung 
eſitzen. 

Referent Abg. Kerſt: Dieſe Anſicht ſei unrichtig, 
in England, Frankreich und Amerika habe es eine 
Reihe von Marine. Miniftern gegeben, welche weder 
der Armee angehört noch zur See jemals geweſen 
wären. 

Kriegsminiſter v. Roon: Wenn England, Frank⸗ 
reich und Amerika Marine-Minifter gehabt hätten, die 
nie zur See geweſen ſeien, ſo könne man in Preußen 
auch wohl geſtatten, daß der Marine» Miniiter ein 
Infanterie» General geweſen ſei. Er habe behauptet 
und behaupte noch jetzt, daß in allen größeren Staaten 
fel . der Marine eine mititäriſche ſei und 
ein müſſe. 

Abg. Harkort: Er habe nur verlangt, daß an der 
Spitze der Marineverwaltung nicht Armee⸗Offiziere, jon- 
dern Flotten Offiziere ſtehen. — Das 


Intereſſe des Dienſtes Widerſpruch. 


Die Regierung hat 5040 Thlr. für die Marine-Stabs⸗ 


wacht (zur Aufrechthaltung der Polizei auf den Schiffen 


und Werften) gefordert, die Kommiſſion beantragt, die⸗ 


ſelben in die Rubrik „künftig wegfallend“ zu ſtellen. 


Abg. v. Vincke⸗Olbendorff: Es liege eine tech⸗ 
niſche Frage vor, die nur ein See⸗Offizier — und ein 
ſolcher jei nicht im Haufe — zu beantworten vermöge; 


in dergleichen techniſchen Fragen gelte ihm das Urtheil 
Sachverſtändiger mehr, als das der fleißigſten Dilettanten; 
das Haus müſſe ſich deshalb hüten, hier eine Entſchei⸗ 
dung zu treffen, ja es würde durch ein ſo ſummariſches 
Verfahren keinen vortheilhaften Eindruck auf das Land 
machen. Den Flotten -Offizieren könne man nicht zu⸗ 
muthen, die Polizei gegen Pflichtvergeſſene zu üben, ſie 
etwa mit Gewalt aus den inneren Schiffsräumen herauf. 
zuholen: dazu ſei ein beſonderes Polizeiperſonal uner- 
läßlich; habe doch unſere Armee auch ihre Armee 
Gensdarmerie. Abg. Harkort bedankt ſich für das Prä- 


Haus tritt dem 
Antrage der Kommiſſion ebenſo, wie allen folgenden bei; 
bei jeder Abſetzung erhebt der Regierungs⸗Kommiſſar im 


dikat „Dilettant“, und meint, daß bei uns Unteroffiziere 


dieſen Dienſt ganz gut verrichten könnten. Uebrigens 


wolle er, um die von der Marine-Stabswacht geübte 
Wachſamkeit zu charakteriſiren, noch bemerken, daß in 


Danzig zweimal die Kupferhaut vom Kiele eines Schiffes 
geſtohlen worden jet. 


Abg. Stavenhagen: Ueber die vorlie gende Frage, 


könne Jeder, auch ohne Techniker zu fein, ſich ein Urtheil 
bilden. — Die Armee -Gensdarmen ſeien perſönliche Ordon⸗ 
nanzen, die Stabswacht der Armee habe nur für die 
Ordnung im Hauptquartier zu ſorgen und kümmere ſich 
Ein Gens darmerie-In⸗ 


um die Armee als ſolche nicht. 
ſtitut, wie es die Napoleoniſche Armee beſeſſen habe, ſei 
bei unſerer Armee vollkommen entbehrlich und auch un⸗ 
ſere Marine würde der Stabswacht aus gleichem Grunde 
entrathen können. 

Abg. v. Unruh: Die Stabswacht hänge zuſammen 
mit der inneren Organiſation der Marine, und da Sach⸗ 
verſtändige ihm erklärt hätten, daß die älteren Matroſen, 
die allein die dazu erforderliche Autorität beſitzen würden, 


ſich mit dieſem Dienſte nicht befaſſen mögen, ſo ſtimme 


er für Beibehaltung dieſer Einrichtung. 
Der betreffende Antrag der Kommiſſion wie die fol⸗ 


enden Anträge werden angenommen. Zum Neubau von 
Schiffen und Ankauf von Schiffsbauhölzern werden 
In der Kommiſſion iſt über 
das bei Samuda in London für die preußiſche Marine 


380,000 Thlr. gefordert. 


im Bau befindliche Panzerſchiff Auskunft verlangt worden. 
Abg. v. Rönne knüpft daran an: keine Nation habe 


auf dem Gebiete, welches das Haus eben beſchäftige, ſo 


viele Erfahrungen ſammeln können, wie die Amerikaner, 
und dieſe hätten die hölzernen Seeſchiffe als unzweckmäßig 
verworfen, und durch eiſerne erſetzt. 


Monitors empfehlen. Wenn in der letzten Zeit die Zei⸗ 
tungen von dem preußiſcherſeits beabſichtigten Ankaufe 


zweier Widderſchiffe in England geredet und behauptet 
hätten, dieſer Ankauf ſei durch England, aus Zärtlichkeit 
für Dänemark inhibirt worden, ſo wünſche er von dem 


Herrn Kriegs- und Marineminiſter darüber Genaueres 
zu erfahren. 

Miniſter v. Roon: Die erwähnten Zeitungsnach⸗ 
richten ſeien nicht genau; vielmehr habe er die Hoffnung, 
dieſe oder ähnliche Schiffe zu erwerben, noch nicht anf- 
gegeben. (Bravo! rechts.) 

Die Kommiſſion beantragt, die von der Regierung 
geforderten 30,000 Thlr. als erſte Raten für ein Marine⸗ 
Dienſtgebäude abzuſetzen. 

Der Antrag der Kommiſſion wird mit großer Majo⸗ 
rität angenommen und damit iſt dieſer Etat erledigt. 

(Schluß folgt.) 


— [Abgeordnetenhaus]! In der heutigen Sitzung 
des Unterſuchungsausſchuſſes haben die Miniſter Graf 
Itzenplitz und Graf Eulenburg die von dem Aus- 
ſchuſſe erbetenen amtlichen Mittheilungen über die 
Wahlerlaſſe verweigert. — Im Budgetausſchuſſe be⸗ 
antragte der Abgeordnete v. Forkenbeck als Referent, 
den Etat für 1863 einfach zu verwerfen, falls die 
Regierung noch auf der Berathung beſtehe. Der 
Regierungs⸗Kommiſſar erbat ſich eine einſtündige Pauſe 
zur Einholung der Meinung der Miniſter. 


Abgeordnete v. Forkenbeck, daß, wenn nicht ein be⸗ 
ſonderes Geſetz über eine Aenderung der Verfaſſung 
für dieſen einzelnen Fall vorhergehe, derfelbe gar 
nicht berathen werden könne. — Der Juſtizausſchuß 
beſchloß die Freilaſſung des Abgeordneten v. Su⸗ 
lerezinski zu befürworten, nicht fo die der beiden andern 
gefangenen polniſchen Abgeordneten. 


Rund ſcha nu. 


Berlin, 6. Januar. 

— Der „K. Z.“ ſchreibt man: Mehrfach findet 
ſich in öſterreichiſchen Blättern die Nachricht, daß 
Preußen und Oeſterreich zur Löſung der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage die Herſtellung einer Perſonal⸗ 
union zwiſchen Dänemark und den beiden vereinigten 
Herzogthümern vorgeſchlagen hätten. So liegt aber 
bekanntlich die Sache noch nicht, daß nun ſchon eine 
Löſung der 1851/52 von Dänemark übernommenen 
Verpflichtungen in Betracht gezogen werden könnte, 
vielmehr iſt zunächſt nur die e einer Auf⸗ 
hebung der däniſchen November⸗Verfaſſung gemacht. 
Die Organiſation des däniſchen Geſammtſtaates wäre 
denn das Problem, deſſen Löſung nach dem Wunſche 
Englands auf einer Conferenz zu verſuchen wäre. 
Ob dieſe zu Stande kommen wird, iſt aber eben ſo 
ungewiß als die Entſcheidung der Erbfolge⸗Angelegen⸗ 
heit durch den Bund, welchem die nichtdeutſchen 
Großmächte für dieſen Fall die Competenz ſtreitig 
machen. Vor Allen verſucht das engliſche Kabinet 
ſeinen Schutz für Dänemark wirkſam zu machen. 
Auf die Zuſage der event. Gewährung einer von 
Dänemark nachgeſuchten Hülfe hat Lord Ruſſell die 


deutſchen Regierungen ſchon hinweiſen laſſen; die 
Note, welche Sir A. Malet an den Bund richtete, 
iſt bekannt, und nun iſt auch in einer engliſchen 
Depeſche vom 27. v. M. gleichſam als Interpretation 
der angeführten Note die Anſicht von der Nothwen- 
digkeit der Erhaltung des däniſchen Geſammtſtaates 
im Intereſſe des europäiſchen Gleichgewichts ausge⸗ 


Darauf möchte er 
die beſondere Aufmerkſamkeit der Regierung lenken, und 
für die Küſtenvertheidigung insbeſondere die Form der 


In 
Bezug auf den Etat für 1862 erklärt der Referent 


ſprochen und die Frage zur Erwägung geſtellt, in 
welcher Weiſe der deutſchen Nationalität in Schleswig 
eine Garantie ihrer berechtigten Forderungen gewährt 
werden könne. Den Gedanken, daß dieſer Punkt nur 
auf einer Conferenz ſeine Erledigung finden werde, 
erkennt man auch hier im Hintergrunde der Vor⸗ 
ſiellung. Die Erbfolgefrage exiſtirt bis jetzt für 
Lord Ruſſell gar nicht. Aber der Augenblick der 
Entſcheidung kann nicht mehr fern ſein, denn die 
Aufhebung der November-Berfaffung iſt bis jetzt 
nicht erfolgt. Herzog Friedrich ſtellt in feiner Pro⸗ 
clamation von der Entſcheidung des Bundes neben 
der Bundescommiſſare ſeine Autorität als eine 
gleichberechtigte auf und beſchleunigt dadurch die 
Löſung von Verhältniſſen, die mit jedem Tage ver⸗ 
wickelter werden. 

— Der „Ind. B.“ wird (aus Hamburg) tele⸗ 
graphirt, die engliſchen Geſandten an den Höfen 
von Hannover und Dresden hätten Befehl ihren 
Poſten zu verlaſſen, ſobald hannoverſche oder 
ſächſiſche Truppen die Eider überſchreiten. 

— Nach zuverläſſiger Mittheilung hat die eng⸗ 
liſche Regierung ſich in einer vom 28. December 
datirten Depeſche an die deutſchen Großmächte über 
ihre Stellung zur ſchleswig⸗ holſteinſchen Frage aus⸗ 
geſprochen. Im Eingange derſelben wird dargelegt, 
daß nach der Anſicht des britiſchen Cabinets der 
König von Dänemark nur ſo lange er als abſoluter 
Monarch regierte, im Stande geweſen ſei, den An- 
forderungen des deutſchen Bundes in Bezug auf 
Schleswig völlig gerecht zu werden. Seitdem er 
in Dänemark durch eine Conſtitution gebunden ſei, 
könne er nicht umhin, auch hierin auf die Wünſche 
ſeiner däniſchen Unterthanen Rückſicht zu nehmen, 
und vermöge daher nicht mehr den Forderungen des 
deutſchen Bundes in ihrem ganzen Umfange zu ger 
nügen. Was England betreffe, ſo halte es in Betreff 
der däniſch⸗deutſchen Differenzen an zwei Haupt⸗ 
punkten feſt: Erſtens an der Integrität der däniſchen 
Monarchie, welche im europäiſchen Intereſſe nicht 
angetaſtet werden dürfte; dann an dem Schutze, 
welcher der deutſchen Nationalität in Schleswig zu 
gewähren ſei. Den Behauptungen, welche dieſe neueſte 
engliſche Depeſche einleiten, wird Niemand vom 
deutſchen Standpunkt aus widerſprechen. Nur, daß 
man ihnen einen ſehr viel entſchiedenereu Ausdruck 
geben müßte. In derſelben räumt Lord Ruſſell, 
wahrſcheinlich ohne es zu wollen, ein, was man 
deutſcher Seits ſtets gegen Dänemark geltend gemacht 
hat. Von dem heutigen conſtitutionellen Dänemark 
iſt niemals Gerechtigkeit gegen die Herzogthümer, 
vor Allem Schleswig zu erwarten, nie auf die Er⸗ 
füllung irgend welcher darauf bezüglicher Verſprechungen 
zu rechnen. Und der Abſolutismus iſt in Dänemark 
nicht wieder herzuſtellen. Daraus ergiebt ſich die 
logiſche Folge, daß die Verbindung zwiſchen Däne⸗ 
mark und den Herzogthümern, will man nicht die 
gröbſte Ungerechtigkeit gegen die Letzteren begehen und 
überdies einen in ſich unhaltbaren Zuſtand herſtellen, 
gelöſt werden muß. Man mag übrigens hierbei 
erinnern, daß Dänemark bereits ein konſtitutioneller 
Staat war, als es die Verpflichtungen von 1851 
und 1852 gegen Deutſchland einging. Wenn nach 
dieſem Allen England trotzdem an der Integrität 
Dänemarks feſthält, ſo verlangt es alſo, daß deutſches 
Land und deutſche Bevölkerung, trotz eingeſtändlich 
ſchlechter Behandlung derſelben als Material für den 
däniſchen Geſammtſtaat verbraucht werden ſollen. 
Wir halten die deutſche Nation nicht für fo ver— 
kommen, ſich eine ſo entwürdigende Zumuthung ge⸗ 
fallen zu laſſen und England wird ſich daher in das 
Unvermeidliche fügen müſſen. Was von dem Schutz 
der deutſchen Nationalität in Schleswig zu halten 
iſt, hat Deutſchland erfahren. England ſelbſt hat 
ſich zehn Jahre hindurch, trotz ſchnödeſter Verge⸗ 
waltigung derſelben, ihrer nicht angenommen, und 
als gegen das Ende des vorigen Jahres Lord Ruſſell 
mit Vorſchlägen zu ihren Gunſten vortrat, wurde 
er in Kopenhagen ſchnöde abgewieſen und in Eng⸗ 
land von allen Seiten mit Tadel überhäuft. 

Stettin, 5. Januar. (Marine.) Die Schü⸗ 
ler der Steuermannsclaſſe der Grabower Navigations⸗ 
ſchule ſind vorgeſtern einberufen und gehen heute zur 
Einkleidung nach Stralſund, um von dort nach Dan⸗ 
zig befördert zu werden. 

Koburg, 5. Januar. Nach der „Cob.⸗Z.“ 
ſind bis jetzt für etwa 100,000 Thlr. Schuldſcheine 
der ſchles wig⸗holſteinſchen Anleihe verkauft und 
50,000 Thlr. find als wahrſcheinlich untergebracht 
anzunehmen. 

Karlsruhe, 2. Jan. Die „Karlsruher Ztg.“ 
ſagt über den engliſchen Conferenzvorſchlag unter anderm: 
„Gottlob iſt Deutſchland kein Griechenland oder Por⸗ 
ingal, auch kein Dänemark, das auf die Eingebung 


fremdländiſcher Geſandten heute für unrecht erklären 
und fahren laſſen ſoll, was es zehn Jahre lang mit 
eiſerner Conſequenz verfolgte! Auch ohne die beiden 
Großmächte iſt Deutſchland im Stande, ſeine Würde 
und ſein Recht zu wahren. Dieſe beiden Großmächte 
aber werden weder umhin können, die Beleidigung 
mitzufühlen, welche der Geſammtheit durch unberufene 
und ungerechtfertigte Zumuthungen und Vorwürfe 
widerfährt, noch werden fie ſich im Punkt des Rechts 
der geſetzlichen Kraft des Bundes willens entziehen 
können oder wollen. Die Zumuthung, an einer ſolchen 
Conferenz ſich zu betheiligen, iſt lächerlich, wenn nicht 
beleidigend, und der Bundestag wird ſich nicht zur 
Dupe dieſes diplomatiſchen Schachzugs hergeben. 
Ablehnung des engliſchen Vorſchlags iſt deshalb 
gebotene Nothwendigkeit. 

Kiel, 2. Jan. Die Umgebung Sr. Hoheit 
Herzogs Friedrich beſteht gegenwärtig aus den Herren 
Geheimen Staatsrath Francke, Geh. Hofrath Samwer, 


des Oberſten du Plat, welcher das Kriegs⸗Departement 
in Gotha leitet.) 

— Ihrer Hoheit der Herzogin Adelheid haben 
596 Frauen und Jungfrauen Kiels eine Adreſſe 
überſandt, in welcher ſie es ausſprechen, daß ſie 
„mit glühender Begeiſterung und vollſter, reinſter 
Hingabe dem theuren Herrſcherhauſe entgegen ſehen 
das der Herr uns fo gnädig zu ſchenken verſpricht.“ 

Schleswig. Aus Angeln, 4. Jan. In den 
ſüdlichen und mittleren Gegenden unſeres Ländchens 
wimmelt jetzt alles von Soldaten, deren Zahl man 
wohl auf 8 bis 10,000 Mann ſchätzen kann. In 
dieſem Jahrhundert iſt keine ſo große Truppenmaſſe 
in der Schleigegend verſammelt geweſen als eben 
jetzt. Auf der angeler Seite der Schlei find über- 
all Colonnenwege, und an den ſchmalſten Stellen 
Verſchanzungen angelegt. a 
Begünſtigt vom ſchönſten Wintertage, hielt 
geftern Mittag König Chriſtian IX. von Dänemark, 
in Begleitung des Kronprinzen und des commandi⸗ 
renden Generals de Meza nebſt zahlreicher Suite 
eine Revue über 9— 10,000 Mann am Dannewerke 
ab, wo dann ſpäter einzelne Poſitionen deſſelben 
beſichtigt wurden. Der König, eine hübſche Erſchei⸗ 
nung, ſah wohl und heiter aus. Jedem Regiments⸗ 
und Bataillons⸗Commandeur ſchüttelte er beim Hin⸗ 
abreiten der Fronte die Hand, während jedes Ba⸗ 
taillon, wie üblich, den Kriegsherrn mit dreimaligem 
Hurrah begrüßte. Das militairiſche Schauſpiel hatte 
weniger Menſchen, als ſonſt wohl geſchieht herbeige- 
lockt. Die Hand des Geſchickes liegt ja ſchwer auf 
dem armen Schleswig; — darf es die Hoffnung 
hegen, daß es bald beſſer wird? 

Stockholm, 29. Dec. Bekanntlich haben die 
ſchwediſchen Reichsſtände 3 Mill. ſchw. Thlr. außer⸗ 
ordentlicher Kriegsausgaben bewilligt. Man erfährt 
jetzt, daß 2. 872,639 Thlr. davon dem Kriegsmi⸗ 
niſterium ausbezahlt worden ſind, theils um die 
Feſtungen Waxholm und Carlskrona, fo wie die 
Südſeite von Stockholm zu ſchützen und am Geſchütze 
für dieſelben anzuſchaffen, theils für Feldbatterien, 
Faſchtnenmeſſer, Aexte, Revolvers, Gewehre, Blei, 
Munition (10,000 Thlr.), Feldflaſchen, Mützen, 
Stiefel, Torniſter, Beinkleider u. ſ. w. Alle dieſe 
Beſchaffungen, welche bis zum 30. Mai geliefert 
werden müſſen, alſo noch 5 Monate Zeit haben, 
deuten in keiner Weiſe auf Angriffsprojekte, welche 
in der öffentlichen Meinung immer mehr abgelehnt 
werden fo wie denn auch die meiſten Zeitungen es 
billigen, wenn Dänemark einem europäifchen Druck 
nachgiebt, nur nicht einer deutſchen Drohung. 

Chriſtiania, 28. Dee. Das Armee-Com⸗ 
mando hat den Brigadechef befohlen, anzugeben, wie 
viele der in Dienſt ſtehenden Militairs die Unter- 
offtzier⸗ und Corporalſchulen durchgemacht haben und 
gleichzeitig ſoll auch die Anzahl derer aufgegeben 
werden, welche jetzt dieſe Schulen beſuchen. Dieſes 
Circulair, bemerkt „Morgenbladet“, iſt das erſte Zei⸗ 
chen hier im Lande davon, daß das Kriegsminiſterſum 
ſich auf kriegeriſche Eventualitäten gefaßt macht. 

London, 1. Jan. Der heute hier bekannt 
gewordene Briefwechſel zwiſchen dem Herzog Friedrich 
von Schleswig-Holſtein und dem Kaiſer Napoleon 
giebt dem miniſteriellen „Globe“ Gelegenheit, ſeinen 
däniſchen Standpunkt wieder in der kraſſeſten Weiſe 
geltend zu machen. Der „Globe“ iſt der Anſicht, 
daß dem Herzoge das Citiren der „Napoleon'ſchen 
Ideen“ eben ſo wenig helfen werde wie ſ. Z. Touſſaint 
Ouverture, als dieſer dem erften Napoleon gegenüber 
ſich als ein Neger-Napoleon gebehrdete. Die Worte 
des Kaiſers: „Wenn Dänemark von mächtigen Nachbarn 
angegriffen wird, ſo wird die öffentliche Meinung in 
Frankreich ſich zu ſeinen Gunſten ausſprechen“, geben 


nach der Anſicht des „Globe“ einen bedeutungsvollen 
Fingerzeig, welchen Weg der Kaiſer ſchließlich ein⸗ 
ſchlagen werde. 

— Die „Times“ ſpricht ſich heute über die Cor- 
reſpondenz zwiſchen dem Herzog Friedrich von Schleswig⸗ 
Holſtein und dem Kaiſer Napoleon folgendermaßen 
aus: „Dieſer Brieſwechſel kommt zur gelegenen Zeit, 
um die Aufregung in Deutſchland zu ſteigern. Der 
Kaiſer hat, wie ſich nach der Ablehnung des Con⸗ 
greſſes von Seiten Englands erwarten ließ, keine 
beſondere Luſt, den londoner Vertrag in der Weiſe, 
wie ſich England und Rußland auf denſelben beru— 
fen, zu unterſtützen, Se. Maj. denkt vielleicht, daß, 
ſeit ein eheliches Band die Höfe Großbritanniens und 
Dänemarks umſchlingt, die Losreißung der Herzog⸗ 


thümer von dem letzteren Königreiche gewiſſer Maßen 
eine Niederlage für England ſein werde. Allein wir 
brauchen wohl kaum zu ſagen, daß es kein Volk in 
der Welt giebt, welches weniger Intereſſe an der 
Major Schmidt (Hoſcheſ), Graf L. Reventlow, ‚Graf | Frage hat, als gerade wir. Es iſt uns völlig gleich⸗ 


Rantzau, Dr. Karl Lorenzen und Herrn du Plat (Sohn | gültig, ob Schleswig und Holſtein mit der däniſchen 
Monarchie vereinigt bleiben, oder einen der Klein⸗ 


ſtaaten bilden, aus welchen der deutſche Bund be- 
Weder in dem einen, noch in dem andern 
Falle werden die politiſchen und commereiellen Be⸗ 
ziehungen Englands irgend eine Veränderung erleiden. 
Wir haben nichts weiter verlangt, als daß Preußen 
und Oeſterreich, welche den Verkrag mitunterzeichnen, 
kraft deſſen die Krone ihrem gegenwärtigen Träger 
um europäiſcher Zwecke willen verliehen wurde, eine 
nicht als Fremde durch eine 
Invaſion unterſtützen ſollen. Wir können uns mithin 
der franzöſiſchen Regierung vollſtändig anſchließen, in 
fo fern fie die Frage auf die Grundlage des natür⸗ 


ſteht. 


unzufriedene Partei 


lichen Rechts baſirt. 


Nachrichten aus Poſen und Polen. 
Warſchau, 2. Jan. 


welches die Einrichtung einer eigenen General ⸗Poli⸗ 
zei⸗Verwaltung betrifft, folgendermaßen aus: 


worden, dennoch die Anführer derſelben von Neuem 


eine ſolche Organiſation wie ein Netz über alle Pro- 
vinzen auszubreiten trachten; daß ferner die Reſte 
der bereits oft geſchlagenen Inſurgentenbanden auf 


verſchiedenen Stellen des Königreichs die Poſten und 
öffentlichen Kaſſen berauben, die unbewaffneten Ein⸗ 
wohner, namentlich die Bauern und deutſchen Colo⸗ 


niſten durch unerhörte Grauſamkeiten an ihrem Leben 
und Eigenthum ſchädigen; und daß die bisherigen 
Einrichtungen ſich zum Schutz des Landes und zur 


Wiederherſtellung der Ruhe und Ordnung unzureichend 
erweiſen; in der Sorge, alle auf dieſem Wege ange⸗ 
troffenen Schwierigkeiten zu beſeitigen, die Triebfedern 
des Aufruhrs zu vernichten und den ruhigen Ein⸗ 


wohnern des Landes eine noch erfolgreichere Hülfe 


zum Schutze ihres Lebens und ihres Vermögens zu 
gewähren, habe ich es für nothwendig befunden, mit 
Bewilligung Sr. Maj. des Kaiſers für die Zeit des 
Kriegszuſtandes im Königreich eine beſondere Landes⸗ 
behörde unter einem General-Polizeimeiſter zu 


errichten. (Oft. Ztg.) 


Lokales und Provinzielles. 


Daußig, den 7. Januar. 

— Die geſtern Nachmittag im großen Saale des 
Schützenhauſes ſtattgehabte Provinzial⸗Verſammlung zu 
Gunſten der Schleswig⸗Holſteinſchen Angelegenheit war 
zahlreich beſucht. Kurz nach 4 Uhr nahm die 
Sitzung ihren Anfang. Zum Vorſitzenden wurde 
Herr Dr. Liévin durch Acclamation erwählt. Dem⸗ 
ſelben wurden auf den Vorſchlag des Herrn Redacteur 
Rickert die Herren Gutsbeſitzer Steinbach aus 
der Nähe von Thorn und Maurermeiſter Schmidt 
aus Königsberg als Beiſitzer durch den einftimmigen 
Beſchluß der Verſammlung beigegeben. Nach einigen 
einleitenden Worten empfahl Herr Dr. Lié vin fol⸗ 
gende Reſolution zur Annahme: 

„Die Verſammlung erklärt: Die Ehre und das 
Intereſſe der deutſchen Nation erfordern, daß die 
deutſchen Regierungen unverzüglich den Herzog Fried⸗ 
rich als Landesherrn in Schleswig-Holftein anerkennen 
und die Lostrennung der Herzogthümer von Däne⸗ 
mark, wenn nicht anders, durch Waffengewalt erwirken. 

Wo es gilt, deutſches Recht und deutſche Ehre 
zu wahren, iſt dem preußiſchen Volk kein Opfer 
zu groß. 

Auch die Bewohner dieſer Provinz werden in 
dem vollen Bewußtſein, wie ſchwer gerade ſie durch 
Opfer betroffen werden, welche kriegeriſche Verwicke⸗ 


. Der Statthalter Graf 
Berg ſpricht ſich in der Einleitung zu dem Geſetze, 


„In 
Anbetracht, daß ungeachtet der von der legalen Re⸗ 
gierung angewandten Mittel, wodurch der Aufſtand 
bedeutend an Ausdehnung und Kraft verloren hat, 
und in Warſchau das Leben und das Vermögen vor 
den Gewaltthätigkeiten der Revolutionspartei geſchützt 


lungen mit Dänemark herbeiführen können, dieſelben 
dem Vaterlande freudig darbringen.“ 8 

Nach Vorleſung dieſer Reſolntion betrat Herr 
Commerzienrath Heinrich Behrend den Reduer⸗ 
platz. Die ganze Verſammlung begrüßte ihu mit 
ſtürmiſchem Beifall. — In klaren und herzhaften 
Worten motivirte er auf das Erfolgreichſte die Reſo⸗ 
lution. — Darauf ſprach noch für dieſelbe Herr 
Gutsbeſitzer Contack aus der Gegend von Dir- 
ſchau mit allem Patriotismus und Herr Sanitätsrath 
Dr. Heydenheim aus Marienwerder in einer ächt 
volksthümlichen Weiſe mit überzeugenden Gründen. 
Seiner Rede folgte ein ganz außerordentlicher Beifallz 
auch Herr v. Henning aus Dembowolenken trat 
für dieſelbe in beredteer Weiſe und mit Energie ein. 
Die Verſammlung entſchied ſich für die Annahme der 
Reſolution. Hierauf brachte Herr Rickert folgen⸗ 
den Antrag ein: 

„Die Verſammlung erwählt ein Provinzial⸗ 
Comité, beſtehend aus 5 in Danzig wohnenden 
Mitgliedern, welches für eine ſchleunige Betheiligung 
der Provinz Preußen an der Anleihe des Herzogs 
Friedrich von Schleswig-Holſtein, oder nach Frank⸗ 
furt an den Ausſchuß der Abgeordneten abzuſenden⸗ 
den freiwilligen Beiträge zu wirken hat. Sie er- 
wartet, daß hierdurch die Summe von vorläufig 
mindeſtens 100,000 Thlru. von den Bewohnern der 
Provinz Preußen beigeſteuert werden wird und beauf⸗ 
tragt das Comité, ſich durch Mitglieder aus den 
einzelnen Kreiſen der Provinz zu verſtärken, ſo wie 
diejenigen Schritte zu thun, welche eine möglichſt 
allgemeine Betheiligung an dieſem patriotiſchen Unter⸗ 
nehmen herbeiführen.“ 

Der Herr Antragſteller motivirte ſeinen Antrag 
mit Geiſt und practiſchem Verſtande, wie denn auch 
die Herren Schmidt aus Königsbe⸗g, Heyden heim 
aus Marienwerder und H. Behrend begeiſtert und er⸗ 
folgreich für denſelben ſprachen. Die Amendements, 
welche die Herren Leſſe aus Thorn und Herſchel 
aus Tilſit zu demſelben eingebracht hatten, zogen die⸗ 
ſelben ſpäter zurück, ſo daß derſelbe in ſeiner ur⸗ 
ſprünglichen Faſſung angenommen wurde. Zum 
Schluß der Sitzung brachte Herr Herſchel ein drei— 
maliges Hoch auf Schleswig⸗Holſtein und das deut⸗ 
ſche Vaterland, in welches die ganze Verſammlung 
begeiſtert einſtimmte. 


— Man ſchreibt uns aus Swinemünde vom 
5. Jan.: Nachdem das Geſchwader am Neujahrs- 
tage in unſerm Hafen vor Anker gegangen, iſt der 
Kommodore deſſelben, Capt. z. S. Kuhn nach 
Stralſund gereiſt und hat ſeine Funktion als Flot⸗ 
tillen⸗Chef übernommen, wogegen der Eorv. - Capt. 
Haſſenſtein, welcher die Engagirung der 6 Privat⸗ 
dampfer zum Abſchluß gebracht, bis zur Ankunft des 
Capt. z. S. Jachmann das Kommando des Ge— 
ſchwaders hierſelbſt führt. — Wegen Ueberführung 
der Magazin - Vorräthe für das Geſchwader von 
Danzig hierher ſind bereits Spediteure in Thätigkeit, 
welche die jetzige Schlittenbahn zum Transport von 
Stettin aus benutzen wollen. 

Heute früh fand in der Rittergaſſe 22 ein 
Schornſteinbrand und geſtern auf Rambaum ein 
kleines Feuer in einem Holzſchuppen ftatt; bei beiden 
Bränden war die Feuerwehr zur Stelle. 

Der Tabacksbau iſt im Danziger 
Regierungsbezirke mehr und mehr in der Abnahme 
begriffen. Die Größe der mit Taback beſtellten 
Fläche enthielt im Jahre 1859: 114 Morgen 
127 Quadrat⸗Ruthen, im Jahre 1860: 91 Morgen 
171 Q-R., im Jahre 1861: 65 Mg. 108 Q-R., 
dagegen im Jahre 1862 nur 49 Mg. 109 Q-R., 
damit iſt auch die Tabacksſteuer, welche im Jahre 
1859 noch 468 Thlr. eintrug, auf 196 Thlr. herab⸗ 
geſunken. Auffallend iſt es, daß der Tabacksbau in 
denjenigen Kreiſen mehr und mehr abnimmt, wo der⸗ 
ſelbe früher am meiſten betrieben iſt, daß dagegen 
der Betrieb in anderen Kreiſen, welche ſich früher 
niemals mit der Cultur dieſer Pflanze beſchäftigt 
haben, neu aufgenommen wird. So ſank im 
Danziger Landkreiſe, welcher im Jahre 1861 noch 
41 Mg. 15 Q-R. mit Taback beſtellter Fläche 
aufzuweiſen hatte, dieſe Fläche im Jahre 1862 auf 
18 Mg. herab, während im Carthauſer Kreiſe, 
wo bisher niemals der Tabacksbau betrieben worden, 
im Jahre 1862 zum erſten Male 23 Mg. 136 O-R. 
mit Taback beſtellt geweſen ſind. Es wird von 
Intereſſe ſein, weiter zu verfolgen, ob ſich hier die 
Cultur dieſer Pflanze erhalten und als lohnend befunden 


werden wird. 
Die öffentliche 


Thorn, 5. Jan. Meinung, 
welche mit Recht entrüſtet war über das amtliche 
Auftreten des Landraths v. Hong in Straßburg 
und Lautenburg, hat dadurch eine Genugthuung er⸗ 
halten, daß der Genannte durch Verfügung der 


Königl. Regierung in Marienwerder vom 2. Januar 
feinen Functionen enthoben ift; dem Königl. Reg. 
Aſſeſſor Haarland iſt die einſtweilige Leitung des 
Landraths⸗Amtes übertragen worden; ebenſo iſt der 
Regierungs- Supernumerar Hellmich, welcher in 
diefer Angelegenheit dem Herrn Landrath v. Young 
ur Seite geſtanden, durch Herrn Reg.⸗Supernumerar 
Gig erſetzt worden. (B. Z.) 

— 


Gerichts zeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

[Hausdiebe.] Im der Wirthſchaft des Herrn 
Orthmann zu Güttland dienten im vorigen Sommer 
die drei Mägde Juſtine Jochem, Juſtine Paw- 
lowska und Anna Polzien, welche nach Art der 
Mäuſe gerne Mehl und Butter naſchten. Die 
Pawlowska entwendete eines Tages der Herrſchaft 
ein tüchtiges Stück Butter und eine Quantität Mehl 
und verſteckte das geſtohlene Gut unter ihrem Bett, 
um es bei gelegener Zeit wieder hervorzuholen und 
Gebrauch davon zu machen. Die Jochem und 
Polzien rochen das Mehl und die Butter unter dem 
Bett und waren ſchnell dabei, die gemauſten Gegen⸗ 
ſtände für ſich zu mauſen, was ihnen denn auch 
gelang. Als nun hierauf die Pawlowska ihre Beute 
zum Gebrauch für ein Convivium bei Bekannten im 
Dorſe (Butter und Mehl gehören bekanntlich zum 
Kuchenbacken) für ſich in Beſchlag nehmen wollte, 
aber ein leeres Neſt fand, rief fie entrüſtet aus, daß 
ſie beſtohlen worden ſei; man habe ihr Butter und 
Mehl weggenommen. In dem Aerger über den 
Verluſt überlegte ſie nicht, daß ſie ſich mit dieſem 
Ausruf ſelber verrieth. Sie wurde gefragt, wie ſie 
denn zu der Butter und dem Mehl gekommen. Die 
Antwort auf dieſe Frage lautete dahin, daß ſie die 
Butter in dem Butterfaß der Herrſchaft gefunden. 
Ueber die Erwerbung des Mehles bewahrte ihr Mund 
ein tiefes Schweigen. Der Vorfall gab Anlaß, 
verſchiedene Diebereien, welche die drei Mägde ſeit 
einiger Zeit an Eßwaaren und andern zur Wirth⸗ 
ſchaft gehörenden Gegenſtänden begangen, auf die 
Spur zu kommen. Vorgeſtern befanden ſie ſich vor 
den Schrauken des Criminal» Gerichts unter der 
Anklage des Diebſtahls. Jede hatte zwar für ihre 
kleinen Mauſereien Entſchuldigungsgründe zanzuführen, 
aber fie waren alle drei geftändig. Nachdem die 
Wirthſchafterin des Herrn Schulzen Orthmann, 
Fräul. Schwarz, als Zeugin vernommen worden 
war, veruriheilte der hohe Gerichtshof die Jochem 
und die Polzien zu 14 Tagen Gefängniß und die 
Pawlowska zu 6 Wochen Gefängniß. 


Schiffs-Napport aus Meufahrwafer. 
Angekommen für Nothhafen am 5. Januar. 
Kamer, Adolph; u. Roſenberg, Joachim, v. Pillau, 
m. Getreide beide nach Norwegen beſtimmt. 
Geſegelt: 1 Schiff m. Holz. 
Retournirt: Geddes, Charter. 
Angekommen am 6. Januar: 
Moje, Franziska, v. Chriſtiania, m. Ball. 
Für Nothhafeu; Hanſen, Anna, v. Pillau, mit 
Getreide nach Firth of Forth beſtimmt. 

Retournirt: Hallendorf, Norden; Jacobſen, Baltica; 
Holm, Fortuna; Bendrat, Kennet Kingsford; Duit, 
Fenna Hendrika; u. Meyer, Henriette. 

Geſegelt am 7. Januar: 1 Schiff m. Getreide. 
Wiedergeſegelt: Naſh, Dampfi. Leipzig. 
Nichts in Sicht. Wind: NNW 


Borſen-Verkäuſe zu Panfig am 7. Januar. 
Weizen, 90 Laſt, 134pfd. fl. 4374; 133pfd. fl. 430, 
4324: 132. 33 pfd. fl. 430; 132 pfd. fl. 420, 425; 
120 pfd. fl. 400; 128pfd. fl. 372, 3874, 395; 124 pfd. 

375 Alles pr. 85pfd. 
Roggen, 125pfd. fl. 228; 128, 128. 29pfd. fl. 234; 

124. 25pfd. alt fl. 225 pr. 818 reſp. 125pfd. 
Gerſte, große, 117 pfd. fl. 210. 
Weiße Erbſen fl. 258. 

Bahnpreiſe zu Danzig am 7. Januar. 
Weizen 125—131pfd. bunt 60—65 Sgr. 
124—134pfd. hellb. 62— 721 Sgr. pr. 85pfd. Z.-G. 

Roggen 122—129pfd. 37—39 Sgr. pr. 125pfd. 
Eröſen weiße Koch- 41—43 Sgr. 

do. Futter- 39 — 40 Sgr. 
Gerſte kleine 106 —114pfd. 29—33 Sgr. 


große 112—118pfd. 22—36 Sgr. 
Hafer 70 —80pfd. 20— 23 Sgr. 
If. Br. Sin. 
Pr. Freiwillige Anleihe 21 1005 | 99 
Staats- Anleihe v. 1859... 51046 103 
Staate Anleihen v. 1854, 55, 57 . 4 100 f 99 
do. v. 1859 4 100 99 
do. ö 41 100+) 99 
vo. v. 1850, 1852 |4 | 944 | 93 
do. v. 1888. 4 — 933 
do. 5. 18% nz Als 4 Pr 
-Schuldſcheine 31 87 


935 
„ 87 
rämien- Anleihe v. 1855. 3 1 


[Eingeſandt. “] 

Der verehrl. Redaction der N. W. d. Z. hat 
der geiſtreiche Anonysmus nur zu entgegnen, daß 
der Sinn ſeines Eingeſandt in dieſem Blatte, ein 
ſehr einfacher und leicht zu verſtehender, keinen andern 
Zweck hatte, als gewiſſen Leuten zum Bewußtſein zu 
bringen, daß das Theater der Gegenwart nicht mehr, 
wie es in den zwanziger und dreißiger Jahren der 
Fall war, der Mittelpunkt unſeres geiſtigen und 
geſellſchaftlichen Lebens iſt. Denn es hat die hohe 
Aufgabe, welche die Genien der deutſchen Nation 
ihm zuertheilt, vergeſſen. Wer dennoch hochtrabende 
Theaterkritiken ſchreiben will und glaubt, daß in ſol⸗ 
chen das Heil der Welt liegt, der trägt eine Nebel⸗ 
und Nachtkappe auf ſeinem Haupte und tappt, ſeiner 
Zeit entfremdet, in der Dunkelheit umher. Der 
Schwerpunkt unſeres geiſtigen Daſeins in der Gegen⸗ 
wart liegt durchaus anderswo, als auf den Brettern, 
fo die Welt bedeuten ſollen. — Erſt muß das Thea⸗ 
ter wieder werden, was es ſeiner innerſten Natur 
nach ſein ſoll; dann wird man auch wieder von Kri⸗ 
tifen und Kritikern ſprechen und dieſen einen Dank 
abſtatten können. 


) Wir wiederholen, daß wir in Betreff alles deſſen, 
was unter der Rubrik „Eingeſandt“ abgedruckt wird, 
weder für den Inhalt, noch die Form irgendwelche 
Verantwortung übernehmen. Indeſſen halten wir an 
dem Grundſatz feſt, daß Jedermann das Recht feiner 
Meinung hat. Läßt er dieſelbe drucken; jo trägt er ſeine 
eigene Haut zu Markt und kann ſehen, wie er mit feineu 
Gegnern fertig wird. Wir üben deßhalb auch über die 
eingeſandten Artikel, ſobald fie nicht gegen die Geſetze 
des Staates und der Sittlichkeit verſtoßen, keine Cenſur 
und drucken ſie meiſtentheils, wenn ſie in der Form nicht 
mit den Regeln der Grammatik im Widerſpruch ſtehen, 
wortgetreu ab. Die Redaction. 


Angek ommene Fremde. 
Im Engliſchen Hauſe: 

Regierungs⸗Aſſeſſor Graf Prebentow a. Düſſeldorf. 
Die Rittergutsbeſ. Hacke a. Conſtz u. Plehn a. Kopitkowo. 
Die Gutsbeſ. Wolf a. Lechlau u. Grolp n. Gattin aus 
Bilawken. Königl. Amtsratb Fournier a. Kodzillek. 
Domainen⸗Pächter Hagen a. Sobbowitz. Die Kaufleute 
Exiner a. Schlochau, Buſſe a. Conitz, Perels a. Berliu 
u. Roller a. Tannhauſen. 

Walter's Hotel: 

Rittergutsbeſ. Baron v. Räsfeld a. Lewino. Land⸗ 
rath Engler a. Berent. Hauptm. und Rittergutsbeſitzer 
Blankenburg a. Gr. Neuhoff. Rittergutsbeſ. Labeſius 
a. Gr. Bendomin. Bürgermeiſter Orlovius, Dr. und 
Sanitätsrath Heidemann u. Rendant Schirmacher aus 
Marienwerder. Die Gutsbeſ. Plehn a. Liebenthal und 
Nadolny a. Kuhlitz. Rechts⸗Anwalt Blöbaum a. Berent. 
Lieut. Schröder und Guts - Adminiftrator Riebald aus 
Czarnekau. Königl. Baumeiſter Dieckzoff a. Stüblau. 
Rentier Böhlke a. Landau. Fabrikant Hornig a. Elbing. 
Die Kaufl. Jacobſohn a. Berent, Zils u. Lemke aus 
Königsberg, Schübel a. Schramberg, Schröder a. Stettin, 
Chlorianker a. Bromberg u. Wolffſohn a. Thorn. 

Hotel zum Kronprinzen: 

Die Rittergutsbeſ. Heine g. Stangenberg, v. Oppen 
u. Zuchowski a. Bielitz. Königl. Baubeamter Keru aus 
Elbing. Gutsbeſ. Hannemann a. Polzin. 

Hotel d' Oliva: 

Die Gutsbeſ. Schwarz a. Oſchin und Weder aus 
Pommerczin. Kaufm. Lange a. Berlin. Rentier Kramer 
d. Königsberg. Oekonom Klein a. Pilkallen. 

Hotel de Thorn: 

Gutsbeſ. Muhl a. Lagſchau. Juſtizrath Hepelke u. 
Hader a. Inſterburg. Rechtsanwalt Tolke, Stud. med. 
Holltopp u. Stud, jur. Eggeling a. Königsberg, Medieinal⸗ 
Rath Rudolphi a. Breslau. Fabrikant Meding aus 
Rheydt. Die Kaufl. Grieſe a. Berlin, Ganzert aus 
Eiſenach, Lüderitz a. Mainz u. Rohleder a. Stettin. 

Deutſches Haus: 

„Kaufl. Schröder u. Oelkers jun. g. Neuſtadt. Hotellier 
Piſtorius a. Fahrwaſſer. Schiffstapitalne Köbel u. Wilke 
a. Stettin. Unteroffizier Thorel a. Stettin. Tapezierer 
Bartſch a. Neuſtadt. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Stadt- Theater zu Danzig. 
Freitag, den 8. Januar. (4. Abonnement No. 10.) 


Zum dritten Male: Gute Nacht Häuschen! 
Intriguenſpiel in 5 Akten von A. 2 ber a 


Schlittengelänte, 
coul. Roßſchweiſe 


und ⸗Stutzen, Deichſelglocken, Bauch⸗ und Halsgeläute, 
Glockengurte, Fahrleinen, Geſchirr, Chabraken, empfiehlt 


in großer Auswahl zu billigen Preiſen 
Otto de le Roi. 


Gegen Huſten und Bruſtleiden! 
FJIzsländiſches Moos in einer ganz neuen 
Paſteuforu mit angenehmem Geſchmacke! Dr 
Von den 
Moos: Paſten 
des Dr. Franz Sauter, in Schächtelchen a 6 Sgr., 
hat für Danzig die alleinige Niederlage 
J. L. Preuss. 
Nachſtehendes, ſowie viele andere ärztliche Atteſte 
beſtätigen die vorzügliche Wirkung dieſes der Form 
nach ganz neuen Artikels: 

Die mir von Dr. Franz Sauter von Ravensburg 
vorgelegten Moos⸗Paſten habe ich unterſucht und 
gefunden, daß ſie nichts der Geſundheit Schädliches 
enthalten, daß ſie ſich dagegen zur Anwendung gegen 
catarrhaliſche Zuſtände der Athmungsorgane, gegen 
chronische Catarrhe der Luftröhre und Lungen, gegen 
Heiſerkeit und Huſten Leidenden jeden Alters beſtens 
empfehlen. 

Ravensburg, den 5. November 1863. 

Stiegele, 
Dr. der Medizin u. Chirurgie. 


Der Verkauf 
21 ¾ jähriger Sprung⸗Widder 
= aus der hieſigen Original⸗Kammwoll⸗ 
Stammſchäferei — Gerdershagener Blut — beginnt 
am 18. Januar d. J. 
Dominium Weedern bei Darkehmen in Oſtpr., 


Bahnſtation Inſterburg. 


— n — — — —— u 
Geld⸗Poſten von 10-50 Thlr. find zu begebn. 
Adreſſen werden erbeten unter D. 5. 


Lotterie ⸗Antheile EM 


74 ’ fe, Yıs „ Usa f ! 64 + 7128 von 
3 Tylr. 20 Sgr. 684 Sgr. 3 Pf. find noch verkäuflich 
Max Dannemann, 


Lotterie-Geſchäft, Heilige Geiſtgaſſe Nr. 31. 


Ein fetter Ochſe 
ſteht im Brandhauſe zu Hochstriess 


zum Verkauf. 


Lotterie oofe, Viertel und Autheile bis 


/f tel ſind wiederum 
billig zu haben in Berlin bei Alb. Hartmann, 
Landsbergerſtr. 86. 


Ein junger Mann mit guten Zeugniſſen 
ſucht eine Stelle als ee Re 
einem größern Gute. 

Gefällige Offerten werden unter Chiffre H. A. 


poste restante, Dirschau, erbeten. 


Königl. Pr. Lotterie. 
2008:Antbeile zur 1209ſten Lotterie 
in / (Thlr. 1., größere Antheile nach Ver⸗ 
hältniß) /, „18, ½10, ½8, a u. ſ. w. 


5. 


7 90 34270 — 1.0 nam. ſchwach, bez. u. Nebel.] habe ich noch einige zum Verſand übrig. 
12 34283 4 0% WSW. mäßig, do. G. A. Kaselow, Stettin. 
RZ NB. Außer den 150,000 Thlr. und 
Courſe zu Danzıg am 7. Januar. 50,000 Thlr. Gewinn, welche jetzt in kurzer Zeit 
London 3 M Ar. iger om | auf von mir überlaſſene Loos-Antheile fielen, brachte 
Weſtpr. Pf.⸗Br. 3) st — — die letzte Lotterie wiederum den dritten Hauptgewinn 
do. . 935 — — von 50,000 Thlr. 
Berliner Boͤrſe vom 6. Januar 1863. * 
e Bf. Ir. Old. 3f. Dr. ww. 
Oſtpreußiſche Pfanpbriefe. e.. 31 — | 88% Danziger Privatbank... a 4 — 96 
do. do. .. 4 03f 924 Adnigsberger Privatb anz 4 — 99 
pommerſcht do. . 34 —., 864 Pomm erſche Mentenbriefe 10 + d 14 9481108} 
do. do. 5 498 98 Poſenſche do. ee vd 93 
po ſenſcht do. 5 4 1034 — Preußiſche do. ee et 
do. do. ... 3 96 — Preußiſche Pank-Antheil- Scheine. . |44 1205 1195 
do. neue do. ... . . . . 4 934 937 Oeſterreich. Metalliques 5 61 60 
weſtpreußiſche do. 5 31 844 — do. National-Anlei ge 5 664 — 
20. do. “> Doris 4 921 93 do. Prämien- Anleihe 44 — 72 
do. do. neuer 4 | — Uuff.-polniſche Schatz⸗ Obligationen 4 71 70 


Verantwortliche Redaktion, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


